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Josef Melchior (Wien)
Zur Leistungsfähigkeit des EU-Konvents
Der Artikel untersucht die Problemlösungsfähigkeit des EU-Konvents im Hinblick auf die Fragen von
Demokratie, Effizienz und Handlungsfähigkeit. Dabei wird zwischen einer inhaltlichen und einer prozes-
sualen Dimension der Leistungsfähigkeit unterschieden. Als Maßstab für deren Beurteilung werden die
politischen Vorgaben des Laeken-Mandates und die Operationsweise von Regierungskonferenzen heran-
gezogen. Die Analyse führt zu dem Ergebnis, dass sich der EU-Konvent im Rahmen der Vorgaben des
Mandates bewegt hat, wobei seine Beiträge zur Problemlösung als inkrementelle Weiterentwicklungen
der Konstitutionalisierung der EU mit einigen wenigen Innovationen qualifiziert werden. Die Vorlage
eines einheitlichen Verfassungsentwurfes wird als besondere Leistung des EU-Konvents gewürdigt, die
sich aus spezifischen Merkmalen der Operationsweise des Konvents erklärt, die ihn von Regierungs-
konferenzen unterscheiden.
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1. Einleitung
Die mangelnde Problemlösungsfähigkeit
von Regierungskonferenzen hatte ursprünglich
den Anstoß dazu gegeben, den EU-Konvent ein-
zuberufen. Was liegt näher, als nun zu fragen,
ob die Problemlösungsfähigkeit des EU-Kon-
ventes tatsächlich höher zu veranschlagen ist als
die von Regierungskonferenzen? Dabei stellt
sich die Frage, woran die Problemlösungs-
fähigkeit zu messen ist. Unser Vorschlag lautet,
zwischen einer ergebnisorientierten und einer
prozessualen Dimension der Problemlösungs-
fähigkeit zu unterscheiden. Die ergeb-
nisorientierte Dimension der Leistungsfähigkeit
bezieht sich auf die Frage, ob die materiellen
Bestimmungen des Verfassungsvertrages einen
Beitrag zur Lösung vorab bestimmter Proble-
me leisten, während die prozessuale Dimensi-
on darauf abzielt, ob das angewandte Verfah-
ren der Entscheidungsfindung der Problem-
lösung eher zuträglich oder abträglich ist.
Für die Identifizierung der Probleme, auf die
der Verfassungsvertrag eine Antwort geben soll,
können Erwartungshaltungen  seien sie nun
politischer oder politikwissenschaftlicher Natur
 herangezogen werden. Bei aller verschiede-
nen Akzentsetzung gibt es einen Kern von Pro-
blemen, die politische und politikwissen-
schaftliche Diskurse gleichermaßen beschäfti-
gen: nämlich die Probleme der Legitimität, Ef-
fizienz und Handlungsfähigkeit der Europäi-
schen Union. Für die nähere Bestimmung der
Fragen, die damit zusammen hängen, dient die
Deklaration von Laeken, die den politischen
Auftrag an den Konvent definiert. Ein weiteres
methodisches Problem ist die Frage, was als
Problemlösung in diesem Zusammenhang zu
verstehen ist. Die Antworten fallen je nach po-
litisch-ideologischem und normativem Stand-
punkt verständlicherweise unterschiedlich aus.
Eine systematische Untersuchung, inwieweit der
Verfassungsvertrag Lösungsvorschläge aufge-
nommen hat, die aus der Sicht verschiedener
normativer Positionen als gut oder als Fort-
schritt interpretiert werden, würde den Rahmen
der vorliegenden Untersuchung sprengen.1  Statt-
dessen geht der hier verfolgte Ansatz von ei-
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nem bescheideneren Anspruch aus, der die Wei-
terentwicklung des Status-quo und die Erfüllung
politischer Vorgaben zum Maßstab nimmt.
Die prozessuale Dimension der Frage nach
der Leistungsfähigkeit des EU-Konvents ist mit
dem gleichen methodischen Problem konfron-
tiert, welcher Maßstab für die Leistungs-
bemessung herangezogen werden soll. Auch in
diesem Fall kann man entweder einen normati-
ven Maßstab im Sinne eines idealen deli-
berativen Prozesses (Cohen 1997) oder andere
reale Prozesse ähnlicher Natur wie z.B. interna-
tionale diplomatische Verhandlungen heranzie-
hen. Da wir insbesondere an der politischen Fra-
ge interessiert sind, ob die Einsetzung des EU-
Konvents mehr als ein (kostspieliges) politisches
Ablenkungsmanöver darstellt, werden wir im
Hinblick den prozessualen Aspekt die
Regierungskonferenzen als Vergleichsmaßstab
verwenden. Ausgehend von strukturellen Merk-
malen der Operationsweise von Regierungs-
konferenzen und EU-Konvent sollen Einschät-
zungen hinsichtlich der Qualität des Prozesses
abgeleitet werden. Die Frage lautet, ob die mit
dem EU-Konvent institutionalisierte Vorgangs-
weise grundsätzlich Vorteile gegenüber derjeni-
gen von Regierungskonferenzen aufweist.
In einem ersten Schritt werden die inhaltli-
chen und organisatorischen Vorgaben des
Laeken-Mandats untersucht, die als Maßstäbe
für die Beurteilung der Leistungsfähigkeit des
EU-Konvents dienen. Im zweiten Schritt erfolgt
eine  notgedrungen komprimierte  Bewertung
der Ergebnisse des EU-Konvents vor dem Hin-
tergrund dieser Vorgaben. Im dritten Schritt
werden Ähnlichkeiten und Unterschiede zwi-
schen EU-Konvent und Regierungskonferenzen
herausgearbeitet, die schließlich in eine zusam-
menfassende Beurteilung der Leistungsfähigkeit
des EU-Konvents münden.
2. Die Forderungen des Laeken-Mandats
Mit der Erklärung von Laeken (14.
15.12.2001) wurde die Einsetzung eines Kon-
vents zur Vorbereitung einer neuerlichen Re-
form der Gründungsverträge beschlossen. Darin
werden drei Motive bzw. Herausforderungen für
die Arbeit des Konvents angeführt: 1. Die de-
mokratische Herausforderung, die darin besteht,
die Organe der Union den Bürgern näher zu
bringen, in dem deren Effizienz und Transpa-
renz gesteigert und die demokratische Kontrol-
le verbessert wird. 2. Die weltpolitische Her-
ausforderung, die nach einer Definition der
Rolle der EU im globalisierten Umfeld verlangt,
wobei besonders auf die stabilisierende Aufga-
be, die Vorbildwirkung im Hinblick auf Demo-
kratie und Menschenrechte inklusive des Min-
derheitenschutzes und auf die Selbst-
verpflichtung hingewiesen wird, der Globalisie-
rung einen ethischen Rahmen zu geben. Und 3.
werden die Erwartungen der Bürger angespro-
chen, auf die die EU stärker Rücksicht nehmen
sollte. Es werden einerseits Politikbereiche ge-
nannt, in denen sich die Bürger mehr Engage-
ment und bessere Resultate seitens der EU er-
warten (von der Einwanderungspolitik, über die
Sozial- und Wirtschaftspolitik, die Umwelt- und
Gesundheitspolitik bis hin zur Sicherheits- und
Außenpolitik), und andererseits wird Kritik an
zu weitgehenden Eingriffen geübt, wobei eine
Harmonisierung von Politiken, die gewachse-
ne Traditionen und Unterschiede einebnet, ab-
gelehnt wird. Im zweiten Teil werden vier
Reformdimensionen formuliert, die durch eine
Vielzahl von Optionen ergänzt werden, die der
Reformkonvent untersuchen soll. Als erstes
Reformziel wird eine bessere Aufteilung und
Festlegung der Zuständigkeiten der Union ge-
nannt; als zweites eine Vereinfachung der In-
strumente der Union, wobei vor allem die
Rechtsinstrumente, aber auch alternative For-
men des soft law angesprochen werden;
drittens geht es um mehr Demokratie, Effizi-
enz und Transparenz der Organe der Union und
viertens wird der Weg zu einer Verfassung für
die europäischen Bürger skizziert, der über eine
Vereinfachung und Neuordnung der
Gründungsverträge ohne inhaltliche Änderun-
gen, die Klärung der Rolle der Charta der
Grundrechte und der Kernbestandteile einer
möglichen künftigen Verfassung führen soll
(Erklärung von Laeken zur Zukunft der Euro-
päischen Union 2001).
Im dritten Teil der Erklärung von Laeken
finden sich schließlich Regelungen für die Ar-
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beit des Konventes. Im Sinne einer möglichst
umfassenden und transparenten Vorbereitung
der nächsten Regierungskonferenz wird dem
einzusetzenden Konvent die Aufgabe zugeteilt,
die wesentlichen Fragen zu prüfen, welche die
künftige Entwicklung der Union aufwirft, und
sich um verschiedene mögliche Antworten zu
bemühen (Erklärung von Laeken zur Zukunft
der Europäischen Union 2001, 24). Die Erklä-
rung regelt zudem die Zusammensetzung des
Konvents. Sie bestimmt Valerie Giscard
dEstaing (Frankreich) zum Vorsitzenden und
Giuliano Amato (Italien) sowie Jean Luc
Dehaene (Belgien) zu seinen Stellvertretern.
Dem Konvent gehören ferner 15 VertreterInnen
der Staats- und Regierungschefs der Mitglied-
staaten (einE VertreterIn pro Mitgliedstaat), 30
Mitglieder der nationalen Parlamente (zwei pro
Mitgliedstaat), 16 Mitglieder des Europäischen
Parlaments und zwei VertreterInnen der Kom-
mission an. Die Bewerberländer werden in vol-
lem Umfang an den Beratungen des Konvents
beteiligt und in gleicher Weise wie die der-
zeitigen Mitgliedstaaten miteinbezogen (d.h.
einE VertreterIn der Regierung und zwei
Mitglieder des nationalen Parlaments), ohne
einen Konsens, der sich zwischen den Mitglied-
staaten abzeichnet, jedoch verhindern zu kön-
nen. Jedem Konventsmitglied ist ein Ersatz-
mitglied beigeordnet. Beobachterstatus haben
drei VertreterInnen des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, drei VertreterInnen der europäi-
schen Sozialpartner sowie sechs VertreterInnen
des Ausschusses der Regionen (die von die-
sem aus den Regionen, den Städten und den
Regionen mit legislativer Befugnis zu bestim-
men sind), sowie der Europäische Bürger-
beauftragte. Die Erklärung sieht die Einrich-
tung eines zwölfköpfigen Präsidiums vor, dem
neben dem Präsidenten und den beiden Vize-
präsidenten auch die VertreterInnen der Regie-
rungen von Spanien, Dänemark und Griechen-
land angehören, die während der Dauer des
Konvents den Ratsvorsitz inne hatten, sowie
je zwei VertreterInnen der nationalen Parlamen-
te, des Europäischen Parlaments und der Kom-
mission.
Was die Arbeitsweise des Konvents angeht,
bestimmt bereits die Erklärung, dass es die Auf-
gabe des Präsidenten sei, die öffentliche Debat-
te auszuwerten und Kontakt mit dem Rat zu
halten, um ihm zu berichten und seine Ansich-
ten einzuholen. Die Aufgabe des Präsidiums
bestünde darin, Diskussionsanstöße zu geben
und konkrete Vorschläge zu erarbeiten. Des
Weiteren ist die Einsetzung eines Sekretariats
vorgesehen, das vom Generalsekretariat des
Rates gestellt wird unter Einbeziehung von
ExpertenInnen der Kommission und des Parla-
ments. Die Erklärung bestimmt darüber hinaus,
dass ein Forum eingerichtet werden soll, an
dem sich VertreterInnen der Zivilgesellschaft
beteiligen und das vom Konvent sowohl unter-
richtet als auch gehört werden soll. Die Kon-
sultation von externen ExpertenInnen und die
Bildung von Arbeitsgruppen sind ebenfalls vor-
gesehen, ebenso wie die Veröffentlichung aller
Unterlagen und Debatten.
Als Ergebnis des Konvents erwartete sich
der Europäische Rat entweder die Vorlage ei-
nes Katalogs von Optionen unter Angabe des
Grades der Unterstützung einzelner Optionen
innerhalb des Konvents oder  im Falle eines
Konsenses  von Empfehlungen, die  zusam-
men mit den Ergebnissen der parallel zum Kon-
vent laufenden nationalen Debatten  als Aus-
gangspunkt für die Regierungskonferenz die-
nen würden.
Die Vorgeschichte und die Erklärung von
Laeken machen deutlich, dass die Ziele, die mit
dem Konvent verfolgt wurden, von Seiten des
Europäischen Rates nicht allzu hoch gesteckt
waren, und dass das Mandat kaum als Auftrag
zur Ausarbeitung einer Verfassung verstanden
werden kann. Das hinderte den Konvent nicht,
die Sprache des Verfassungsdiskurses aufzugrei-
fen und alles daran zu setzen, das Ergebnis als
Verfassungsentwurf zu präsentieren, wohl
wissend, dass es sich um einen Vertrag nach
internationalem Recht handelt, der letztendlich
zwischen den Mitgliedstaaten abgeschlossen
wird. Die Doppeldeutigkeit bzw. Zwitterstellung
dessen, was nun als Endergebnis nicht nur des
Konvents, sondern auch der daran anschließen-
den Regierungskonferenz vorliegt, kommt al-
lein schon in der Bezeichnung zum Ausdruck.
Während der Konvent noch mehrheitlich den
Begriff des Verfassungsvertrages verwendete,
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wurde der Entwurf des Konvents bereits als
(klein gedruckt) Vertrag über eine Verfassung
für Europa (groß gedruckt) präsentiert, und in
der neuesten Informationsbroschüre des Amtes
für amtliche Publikationen der Europäischen
Gemeinschaften über den am 29. Oktober in
Rom unterzeichneten Vertrag ist überhaupt nur
noch von der Verfassung für Europa die Rede
(A Constitution for Europe 2004). In der (je nach
Standpunkt mehr oder weniger) guten Traditi-
on europäischer Kompromissbildung scheint der
Verfassungsvertrag für alle etwas zu bieten:
die einen, eher integrationsskeptischen Länder
können darauf hinweisen, dass es sich doch
lediglich um einen internationalen Vertrag han-
delt, der die Position der Mitgliedstaaten als
Herren der Verträge unangetastet lässt, wäh-
rend die anderen, eher integrationsfreundlichen
Staaten den neuen Vertrag zum Anlass nehmen,
die Verfassung als qualitativen Durchbruch
im Einigungsprozess zu feiern.
Im Lichte politikwissenschaftlicher Betrach-
tung entpuppt sich das Geschehen jedenfalls als
Paradefall symbolischer Politik, der sich in
einem dialektischen Prozess des Kampfes um
Definitionsmacht und politischer Gestaltungs-
macht entfaltet. Zum einen ist festzustellen, dass
sich das Verständnis von Verfassung im histori-
schen Verlauf immer wieder verändert hat,
insbesondere im Hinblick auf die Erwartungen
von Stabilität und Dynamik im Integrations-
prozess sowie hinsichtlich der Möglichkeiten,
als gesamteuropäisches Identifikationsobjekt zu
dienen (Schneider 2003). In dieser Perspektive
ist die nun stattfindende Diskussion über die
Qualität des vorliegenden Verfassungsvertrages
lediglich ein weiterer Schritt in der Transfor-
mation des Verfassungsverständnisses, das sich
zunehmend von der Vorstellung der
(Bundes)Staatlichkeit zu lösen scheint. Zum
anderen wird in der Debatte über die Ratifizie-
rung des Vertrages deutlich, wie über die Durch-
führung von Referenden über den Verfassungs-
vertrag sein Verfassungscharakter gestärkt
werden soll  auch wenn das nicht der einzige
Grund ist (siehe Großbritannien), weshalb in
zumindest zehn Mitgliedstaaten Volksabstim-
mungen über den Verfassungsvertrag vorgese-
hen sind.2
3. Der Verfassungsvertrag: Erfolg oder
Misserfolg?
Jenseits konkreter inhaltlicher Positionie-
rungen stellt sich die Frage, ob die Vorlage ei-
ner Verfassung für Europa als Erfolg des
Konvents zu werten ist oder nicht? Die Antwort
ist ein klares ja. Dass es dem Konvent gelin-
gen würde, sowohl Konsens hinsichtlich eines
einheitlichen Vorschlags zu finden als auch die
Rede von einer Verfassung für Europa im
europapolitischen Diskurs zu verankern, war zu
Anfang seiner Arbeit kaum zu erwarten. Man
denke etwa daran, dass noch in der Post-Nizza-
Debatte gewichtige Stimmen in Großbritanni-
en und Frankreich der Idee einer europäischen
Verfassung ablehnend gegenüber standen und
dass nicht wenige, auch wissenschaftliche
BeobachterInnen dem Konvent selbst noch kurz
vor Ende seiner Arbeit nur geringe Erfolgsaus-
sichten bescheinigt hatten. Anfang des Jahres
2003 etwa schrieben drei ausgewiesene
ExpertInnen in ihrer Einleitung zu einem Buch
über den EU-Konvent: At the end of the day,
the Convention may end up being not much
more than a dignified preparatory stage. The
capacity of the Convention to lead seems slim
at a time when there is need for leadership and
political will (Shaw et al. 2003).
Ob der neue Verfassungsvertrag allerdings
tatsächlich den Anspruch an eine Verfassung
im traditionellen Sinne erfüllt, ist umstritten. Die
Etablierung des Verfassungsdiskurses hatte
seinen Preis: nämlich den Verzicht auf bestimm-
te normative Ansprüche, die normalerweise mit
der Etablierung einer Verfassung verbunden sind
 wie z.B. die Beschränkung auf die Formulie-
rung von Prinzipien, Organisationsgrundsätzen
und Verfahrensordnungen unter Ausschluss von
inhaltlichen politischen Festlegungen und die
Legitimation der Verfassung über ein Referen-
dum, sowie massive Zugeständnisse im Hinblick
auf den Status quo. Selbst im Hinblick auf die
Erfüllung des Laeken Mandats ist der Ver-
fassungsvertrag ambivalent einzuschätzen.3
Als Erfolg ist die Aufnahme der Grund-
rechtscharta in den Verfassungsvertrag zu wer-
ten, wodurch ein in liberalen Verfassungen üb-
licher Grundrechtsschutz auf Unionsebene ver-
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ankert wird. Weiters ist bemerkenswert, dass es
gelungen ist, den Unionsvertrag und den
Gemeinschaftsvertrag (mit Ausnahme des Ver-
trags über die Atomgemeinschaft) zu fusionie-
ren, die Säulenstruktur abzuschwächen und
eine einzige, für beide Bereiche geltende Rechts-
persönlichkeit zu etablieren, was eine deutliche
Vereinfachung der Grundstruktur mit sich ge-
bracht hat. Nicht gelungen ist die Auftrennung
der Verträge im Hinblick auf Regelungen, wel-
che die Grundstruktur der Union betreffen (wie
die Definition der gemeinsamen Werte, Ziele,
Aufgaben, Kompetenzen und institutionelle
Regelungen), und solche, die politikfeld-
spezifische Detailregelungen betreffen.4  Eine
solche Zweiteilung hätte zwei Ziele verfolgt:
zum einen hätte das zur Vereinfachung, Verkür-
zung und zur Übersichtlichkeit der Verfassung
beigetragen, und zum anderen wären unter-
schiedliche Vertragsveränderungsverfahren zur
Anwendung gekommen, was die Anpassung der
detaillierten Regelungen in spezifischen Politik-
feldern ohne aufwändiges Änderungs- und
Ratifizierungsverfahren ermöglicht hätte. Statt-
dessen gibt es nun einen einzigen Vertrag, der
in Teil III politikfeldspezifische, aber auch
institutionenbezogene Regelungen enthält, de-
ren Änderung ebenfalls dem Ratifizierungs-
verfahren unterworfen ist. Einzig die Auswei-
tung von Mehrheitsabstimmungen im Minister-
rat und des ordentlichen Gesetzgebungs-
verfahrens, das die gleichberechtigte Teilnah-
me des Europäischen Parlaments vorsieht, kann
der Europäische Rat und in bestimmten Fällen
auch der Ministerrat einstimmig beschließen.
Allerdings ist umgekehrt in Ausnahmefällen
auch die Suspendierung des ordentlichen
Gesetzgebungsverfahrens vorgesehen  eine
Regelung, die allerdings erst durch die
Regierungskonferenz eingefügt wurde. Zudem
ist es nur teilweise gelungen, das Ratifizierungs-
verfahren zu demokratisieren, z.B. durch die
Verankerung der Konventsmethode bei der
Vorbereitung von Vertragsänderungen, ohne
allerdings das Europäische Parlament auch in
den Ratifizierungsprozess einzubeziehen.
Zumindest jedoch gelang es, eine Ratifi-
zierungsdebatte auszulösen, in der die Abhal-
tung von Referenden  entweder auf gesamt-
europäischer oder mitgliedstaatlicher Ebene 
diskutiert und in rund 40 Prozent der Mitglieds-
länder auch geplant war.
Damit kommen wir nun zu den spezifische-
ren Aufträgen des Laeken Mandats und ihrer
Umsetzung. Kernpunkte des Reformauftrags,
die bereits in der Erklärung zum Post-Nizza-
Prozess enthalten waren, waren a) eine bessere
Verteilung und Abgrenzung der Zuständigkei-
ten in der EU; b) eine Vereinfachung der In-
strumente der Union; c) die Klärung des Status
der Grundrechtscharta; und d) die Frage der
Rolle der nationalen Parlamente.
a) In der Frage der Zuständigkeitsverteilung
zwischen EU und Mitgliedstaaten kann als Er-
folg gelten, dass im Teil 1 der Verfassung eine
Kategorisierung und Zusammenfassung der
Kompetenzen der EU vorgenommen wurde, die
die Übersichtlichkeit der Kompetenztatbestände
erhöht, ohne allerdings völlige Klarheit zu schaf-
fen. Es wurde das Prinzip der beschränkten
Einzelermächtigung festgeschrieben und zwi-
schen ausschließlichen, geteilten und un-
terstützenden Kompetenzen der Union unter-
schieden, wobei die geteilten Kompetenzen auch
eine Art Residualkategorie bilden. Allerdings
gibt es daneben Sonderkompetenzbereiche so-
wohl innerhalb als auch außerhalb der drei ge-
nannten Kompetenzkategorien, für die spezifi-
sche Regelungen gelten: Dazu zählen
insbesondere die Forschungs- und Raumfahrt-
politik, die Entwicklungszusammenarbeit, die
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik und
die Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik.
Zugleich erfolgte eine Flexibilisierung der
Kompetenztatbestände, die die Ausweitung der
Tätigkeit der Union erlaubt, um eines der Ziele
der Verfassung zu verwirklichen, allerdings ge-
paart mit Einstimmigkeit im Europäischen Rat
und einer Überprüfung der Einhaltung des
Subsidiaritätsprinzips.
Grundsätzlich stand die Debatte über die
Zuständigkeitsverteilung unter dem Vorbehalt,
dass eine Änderung der Kompetenzverteilung
nicht wirklich zur Disposition stand. Mit Aus-
nahme der Vergemeinschaftung der ehemals
dritten Säule wurde der Bestand an Kompeten-
zen, wie er im Vertrag über die Europäische
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Gemeinschaft (EGV) definiert ist, weitgehend
in Teil III der Verfassung übernommen.
b) Eine ähnliche Zusammenführung und Ver-
einheitlichung erfolgte im Hinblick auf die In-
strumente der Europäischen Union. Dem Wild-
wuchs immer neuer Handlungsformen, die v.a.
in der ehemals zweiten und dritten Säule veran-
kert waren, wurde eine Systematik gegenüber-
gestellt, die Anleihen bei der auf national-
staatlicher Ebene üblichen Terminologie nimmt.
In Hinkunft soll zwischen Europäischem Ge-
setz (ehemals Verordnung), Europäischem Rah-
mengesetz (ehemals Richtlinie), Europäischer
Verordnung (ehemals v.a. Verordnungen der
Kommission) und Europäischem Beschluss als
rechtsverbindlichen Instrumenten unterschieden
werden, ergänzt um unverbindliche Empfehlun-
gen und Stellungnahmen. Damit kommt es
insbesondere im Bereich der Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) zu ei-
ner Vereinfachung der Instrumente und im lan-
ge umstrittenen Bereich der delegierten Gesetz-
gebung der Kommission, die von der so genann-
ten Komitologie geprägt war, zur Waffen-
gleichheit zwischen EP und Ministerrat.
c) Die Einbeziehung der Grundrechtscharta in
den Verfassungsvertrag und der Beschluss zum
Beitritt zur Europäischen Menschenrechtskon-
vention (EMRK) muss angesichts der Umstrit-
tenheit dieser Maßnahme ebenfalls als Erfolg
des Konvents gewertet werden. Zwar bemüh-
ten sich die Mitgliedsstaaten Vorkehrungen zu
treffen um zu verhindern, dass daraus zusätzli-
che Kompetenzen für die EU entstehen, den-
noch ist die Bedeutung dieses Schrittes nicht zu
unterschätzen. Zum einen unterstreicht die Ein-
beziehung der Charta den Verfassungscha-
rakter des Vertrages, indem er den Wert und
die Grundfreiheiten des Individuums anschau-
lich macht; zum anderen ist damit zu rechnen,
dass die Charta den politischen Diskurs in zahl-
reichen Politikfeldern (von der Außen-, über die
Wirtschafts- bis hin zur Sozial- und Gesund-
heitspolitik) beeinflussen wird; und schließlich
stärkt die Charta den Europäischen Gerichtshof
(EuGH) in seiner extensiven Rechtsprechung
zum individuellen Grundrechtsschutz.
d) Die Aufwertung der nationalen Parlamente
zählt ebenfalls zu den Pluspunkten des Ver-
fassungsvertrages. Obwohl die von Frankreich
und Großbritannien gewünschte Etablierung
einer zweiten Kammer, bestehend aus nationa-
len Parlamentariern oder eines Völkerkongres-
ses, trotz massiver Unterstützung seitens des
Konventspräsidenten nicht realisiert wurde, kam
es zur Aufwertung der nationalen Parlamente
als Hüter des Subsidiaritätsprinzips. Damit
einher geht eine intensivierte Informations-
pflicht gegenüber den nationalen Parlamenten,
die allerdings nur über ein dilatorisches Ein-
spruchsrecht gegenüber Gesetzesvorschlägen
auf europäischer Ebene verfügen, das zusätz-
lich mit einem Klagerecht beim EuGH gekop-
pelt ist. Ein absolutes Vetorecht kommt hinge-
gen jedem nationalen Parlament im Falle der
geplanten Ausweitung von Mehrheitsent-
scheidungen und beim Übergang zum ordentli-
chen Gesetzgebungsverfahren auf europäischer
Ebene zu.5  Die realpolitische Bedeutung
insbesondere des Frühwarnmechanismus mag
beschränkt sein, da in der Regel die diesbezüg-
lichen Beschlüsse auf europäischer Ebene mit
der Zustimmung der jeweiligen Regierung zu
Stande kommen und die Konsequenzen negati-
ver Voten seitens einzelner nationaler Parlamen-
te im Falle von europäischen Gesetzesvorhaben
unbestimmt bleiben. Zu hoffen wäre, dass die
stärkere Einbeziehung der nationalen Parlamen-
te zumindest zu einer Belebung des europa-
politischen Diskurses auf nationaler Ebene bei-
trägt.
Weniger erfolgreich gestaltete sich die Ar-
beit des Konventes im Hinblick auf eine trans-
parentere und effizientere Gestalt der Instituti-
onen und der Entscheidungsprozesse. Diese
Fragen wurden vom Präsidenten erst sehr spät
auf die Tagesordnung gesetzt, ohne dass zuvor
die verschiedenen Optionen im Rahmen von
Arbeitsgruppen diskutiert worden wären.
Zudem wurde die Debatte im Konvent von den
parallel dazu im Europäischen Rat und zwischen
den Mitgliedstaaten geführten Diskussionen
über die Präsidentschaft im Europäischen Rat
(Einsetzung einer längerfristigeren, gewählten
Präsidentschaft) und die Zusammensetzung der
Kommission (Verkleinerung, KommissarInnen
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ohne Portefeuille, etc.) überschattet und
teilweise konterkariert. Der Zeitdruck und die
Sensibilität, die diese Fragen insbesondere für
die im Konvent vertretenen Regierungsvertreter
besaß, führten schließlich dazu, dass recht kom-
plizierte Kompromissformeln gefunden wurden.
Das gilt z.B. für die unübersichtliche und
spannungsreiche Aufgabenverteilung zwischen
dem Präsidenten der europäischen Kommissi-
on, dem Präsidenten des Europäischen Rates
und dem Posten eines Außenministers oder ei-
ner Außenministerin. Dennoch gelang es, ge-
wisse Fortschritte im Hinblick auf die Erhöhung
der Transparenz zu erzielen z.B. durch den Vor-
schlag, die Gesetzgebungstätigkeit des Rates in
einem Legislativrat zu bündeln  auch wenn
dieser Vorschlag von der Regierungskonferenz
sogleich ad acta gelegt wurde , die Beratung
von Gesetzesvorhaben des Rates öffentlich zu
machen und den Zugang zu Dokumenten der
Union insgesamt zu öffnen  auch wenn das
nicht unbedingt eine Neuerung darstellt. Auch
die Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen
im Rat fiel sehr bescheiden aus, weil die
RegierungsvertreterInnen im Konvent auf ih-
ren Vetopositionen beharrten.
Als Indiz für die relative Leistungsfähigkeit
des EU-Konvents im Vergleich zu Regierungs-
konferenzen kann angeführt werden, dass die
Vorschläge des Konvents durch die Regierungs-
konferenz in einzelnen Bereichen signifikant
verändert und abgeschwächt wurden. Dies be-
trifft insbesondere die harten institutionellen
Fragen der Ausgestaltung der Ratspräsi-
dentschaft, der Definition der qualifizierten
Mehrheit im Ministerrat, der Zusammensetzung
der Kommission und der Zahl der Mehrheits-
abstimmungen im Ministerrat. In allen diesen
Fragen ist festzuhalten, dass die Vorschläge des
EU-Konvents in Richtung des Status quo abge-
ändert oder verwässert wurden. Das gilt auch
für die Präambel, die mit einem Motto eingelei-
tet worden war, das offensichtlich zu starke
Konnotationen im Hinblick auf Staatsgründung
und Mehrheitsdemokratie auslöste, weshalb das
Perikles Zitat von der Regierungskonferenz er-
satzlos gestrichen wurde.6
Festzuhalten bleibt, dass der Verfassungs-
entwurf des EU-Konvents sein Mandat im We-
sentlichen erfüllt hat. Die innovativsten Aspek-
te des Verfassungsvertrages finden sich im ers-
ten Teil, auf den der Konvent auch die meiste
Arbeitszeit verwendet hatte. Dort entwickelte
der Konvent das Prinzip der doppelten Legiti-
mation der Union, aufbauend auf den
BürgerInnen und Mitgliedstaaten der Union
(von den Völkern ist dabei nicht mehr die Rede,
ebenso wenig wie vom Prinzip einer immer
engeren Union). Davon ist die Rolle des Euro-
päischen Parlaments als Co-Gesetzgeber der
Union abgeleitet, was als Prinzip ebenfalls im
ersten Teil verankert ist. Neu ist auch die Ent-
wicklung des demokratischen Grundver-
ständnisses der Union, das bisher nicht explizit
ausformuliert worden war. Die Union bekennt
sich zur repräsentativen und partizipatorischen
Demokratie und verpflichtet die Organe der
Union auf regelmäßige Konsultationen mit
VertreterInnen der Zivilgesellschaft. Ausgewei-
tet wurde auch der Ziel- und Aufgabenkatalog
der Union, der normative Ansprüche formuliert,
die in einem Spannungsverhältnis zu den Kom-
petenzen und Politiken der Union stehen, die
im dritten Teil der Verfassung verankert sind.
Ob es sich dabei um ein produktives Spannungs-
verhältnis handelt oder um eines, das lediglich
falsche Erwartungen weckt, muss die Praxis
zeigen. Zugleich ergibt eine kritische Betrach-
tung des Gesamtergebnisses des EU-Konvents,
dass der Verfassungsvertrag im langfristigen
Trend der Entwicklung der Union liegt. Ein
Bruch mit den Vertragsgrundlagen oder gar eine
Revolutionierung der politischen Konstitutions-
bedingungen der Union ist nicht festzustellen,
vielmehr eine Rationalisierung und moderate
Weiterentwicklung des bereits Erreichten, ohne
allerdings alle Widersprüche und Inkon-
sistenzen, die die Entwicklung der Union bis
zum heutigen Tag geprägt haben, ausräumen zu
können.
4. Die „Konventsmethode“ im Vergleich
Das für den Konvent vorgesehene Prozede-
re hatte von Anfang an die Vermutung für sich,
dass es über eine höhere deliberative Quali-
tät verfüge als das von Regierungskonferenzen
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(Maurer 2003b). Diese Vermutung stützt sich auf
die Unterstellung, dass es bei Regierungs-
konferenzen vornehmlich um hartes Verhan-
deln auf der Grundlage von fixen Präferenzen
der TeilnehmerInnen gehe, die durch gegensei-
tige Drohungen vor dem Hintergrund unter-
schiedlicher Machtressourcen einander Zuge-
ständnisse abzuringen trachten. Wie empirische
Untersuchungen der letzten Jahre gezeigt haben,
ist das jedoch nur ein Teil der Realität von
Regierungskonferenzen.7  Umgekehrt gründet
sich die Vermutung der deliberativen Qualität
des EU-Konvents auf die Unterstellung, dass im
Rahmen des Konvents Lernprozesse stattfin-
den und Präferenzen der TeilnehmerInnen sich
ändern, und dass Entscheidungen auf Grund des
besseren Arguments gefällt würden. Obwohl
diese Behauptungen nur schwer bzw. aufwän-
dig empirisch zu überprüfen sind, lassen sich
doch einige Rückschlüsse auf die Leistungsfä-
higkeit beider Methoden der Entscheidungs-
findung ziehen, indem man die Strukturen und
Prozesse beider Verfahren einander gegenüber-
stellt.8  Das möchte ich im Folgenden in thesen-
hafter Form tun, wobei zuerst die Ähnlichkeiten
und dann die Unterschiede dargestellt werden.
5. Ähnlichkeiten zwischen Regierungs-
konferenz und Konventsmethode
Europäische Rahmenbedingungen. Sowohl
die Regierungskonferenzen als auch der EU-
Konvent operierten auf der Grundlage eines
gemeinsam gefassten Entschlusses und einer
gemeinsamen Situationsdeutung, wonach Ver-
änderungen in den Verträgen notwendig seien.
Zudem sind sich die Beteiligten darüber im Kla-
ren, dass der Beitrag jedes Mitgliedslandes bzw.
aller TeilnehmerInnen gefordert ist: Eine Exit-
Option gibt es in der Regel nicht  oder nur in
sehr eingeschränktem Ausmaß (wie z.B. opt-
outs, die zudem um den Preis des Einfluss-
verlustes erkauft werden müssen, was z.B.
Großbritannien deutlich zu spüren bekommen
hat, nachdem es ursprünglich das Sozial-
protokoll nicht unterschrieben hatte und bis
heute nicht Teil der Euro-Gruppe ist). Sowohl
die Regierungskonferenzen als auch der EU-
Konvent sind sozusagen zum Erfolg verdammt.
Eine Nicht-Einigung würde nicht bloß als ein
Scheitern aufgefasst werden, sondern als Kri-
se des Einigungsprozesses interpretiert wer-
den. Dies resultiert daraus, dass der Entschluss,
Veränderungen in Angriff zu nehmen, auf der
Überzeugung beruht, dass der Status quo eine
unzureichende Grundlage für die Fortsetzung
des Integrations- und Erweiterungsprozesses
darstellt. In beiden Fällen herrscht ein beson-
derer Zeitdruck. Der von außen bzw. selbst auf-
erlegte Zeitdruck zwingt alle Beteiligten, sich
auf das Wesentliche zu konzentrieren, was
Kompromisse in weniger zentralen Bereichen
erleichtert. Zum anderen privilegiert der Zeit-
druck jene AkteurInnen, die gut informiert, gut
koordiniert und mit klaren Präferenzen ausge-
stattet sind. Wer seine Vorschläge nicht recht-
zeitig einbringt, hat es in der Regel schwer,
später noch Gehör zu finden.
Regierungskonferenzen und EU-Konvent
haben es mit einer komplexen Agenda zu tun.
Die Vielzahl an Diskussionspunkten erlaubt es,
viele Kompromisse zu schließen, so dass jeder
abwechselnd zu den GewinnerInnen und den
VerliererInnen zählt. Selbst wenn es einige
Knackpunkte gibt, die für die jeweilige Re-
gierung oder die jeweiligen AkteurInnen als
unumstößlich gelten, scheitern die Beratungen
selten daran. Sie sind der Grund, weshalb die
Ergebnisse insbesondere der Regierungs-
konferenzen oft als unzureichend oder als
kleinster gemeinsamer Nenner betrachtet
werden. Dabei wird übersehen, dass in einer
Vielzahl von anderen Punkten Fortschritte er-
zielt werden, die den Integrationsprozess vor-
antreiben. Aus der Sicht der beteiligten
AkteurInnen erleichtert es die komplexe Agen-
da, im Gesamtergebnis genügend positive Ele-
mente identifizieren zu können, um es letzt-
endlich positiv zu bewerten.
Ähnlichkeiten in der institutionellen Struk-
tur. Eine erstaunliche Parallelität zwischen
Regierungskonferenzen und EU-Konvent be-
steht in der Rollenverteilung zwischen dem
Konvents-Präsidenten bzw. dem Ratsvorsitz und
den jeweiligen Sekretariaten. Die Aufgabe
beider Vorsitzenden ist es, die Sitzungen zu lei-
ten, die Tagesordnung zu bestimmen, die Dis-
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kussionen zusammenzufassen und Textvor-
schläge zu unterbreiten. Damit kommt ihnen
nicht nur eine wichtige Führungsaufgabe zu,
sondern es hängt auch sehr vom Geschick und
der Überzeugungskraft des Präsidenten bzw. des
Vorsitzes ab, von welcher Qualität die vorge-
schlagenen Änderungen sind und ob sie bei den
AkteurInnen auf Zustimmung stoßen. Zugleich
ist diese starke Stellung des Vorsitzes eine Be-
dingung dafür, den Prozess auf Kurs halten und
zu einem Ergebnis führen zu können.
Eine weitere Parallelität besteht in der Funk-
tion der Sekretariate sowohl bei Regierungs-
konferenzen als auch im EU-Konvent, das Prä-
sidium bzw. den Vorsitz zu unterstützen, die
Beratungen zu protokollieren und Hintergrund-
materialien aufzubereiten und zur Verfügung
zu stellen. Im Falle von Regierungskonferenzen
ist es das Ratssekretariat unter der Führung ei-
nes Generalsekretärs, das diese Aufgabe wahr-
nimmt und im Falle des EU-Konvents ein ge-
mischtes Sekretariat bestehend aus dem Rats-
sekretariat und Kräften aus dem EP und der
Kommission. Die Bedeutung der Aufgabe des
Sekretariats und der politische Spielraum, den
diese Aufgabe eröffnet, wird deutlich, wenn
man sich vor Augen führt, dass die Unterlagen
des Sekretariats nicht nur dazu beitragen, neu-
trale Informationen zu liefern. Die Beiträge des
Sekretariats, das in Verbindung mit dem Präsi-
dium bzw. dem Vorsitz agiert, dienen auch
dazu, eine gemeinsame Situationsdefinition
herzustellen, Optionen aufzuzeigen und die
Konvergenz von Auffassungen festzustellen.
Um ein Beispiel aus dem EU-Konvent zu neh-
men: Ein Bericht des Konventssekretariats vom
September 2002 über die Vereinfachung der
Verträge und den Entwurf eines Verfassungs-
vertrages (CONV 250/02) kann als Wende-
punkt im Hinblick auf die Ambition des Kon-
ventes betrachtet werden, tatsächlich selbst eine
Verfassung vorzuschlagen. Ähnlich bedeutsam
ist die Aufgabe des Sekretariats, gemeinsam mit
dem Präsidium bzw. dem Vorsitz die Vielzahl
der vorgeschlagenen Abänderungsanträge zu
einzelnen Vertragsartikeln zu gewichten und
Schlüsse im Hinblick auf eine mögliche
Konsensfähigkeit bestimmter Vorschläge zu
ziehen.
Ähnlichkeiten im Prozedere. Auch im Ab-
lauf von Regierungskonferenzen und dem EU-
Konvent lassen sich strukturelle Ähnlichkeiten
feststellen. Beide Prozesse lassen sich in typi-
sche Phasen unterteilen: Die erste Phase könn-
te man als die Informationsphase bezeichnen.
Dabei geht es darum, sich über die jeweiligen
Standpunkte zu informieren und ein Stimmungs-
bild zu gewinnen. Im Falle von Regierungs-
konferenzen geschieht das in Form so genann-
ter tour de table, in denen die Regierungs-
vertreterInnen ihre Standpunkte zu bestimmten
Fragen vortragen. Im Falle des EU-Konventes
gestaltete sich die so genannte Zuhör-Phase
natürlich umfangreicher, nicht nur, weil die
Anzahl der TeilnehmerInnen bedeutend größer
war, sondern weil auch gesellschaftliche
AkteurInnen mit ein bezogen werden sollten:
sei es in Gestalt von selbst selektierten zivil-
gesellschaftlichen AkteurInnen im Rahmen des
so genannten Forums oder des im Juli 2002
abgehaltenen Jugendkonventes. Die zweite
Phase möchte ich als die Sondierungsphase
bezeichnen, wobei es darum geht, grundsätzli-
che Optionen aufzuzeigen und auszuloten. Wäh-
rend diese Phase bei Regierungskonferenzen
nicht institutionell ausdifferenziert ist, lässt sie
sich im Falle des EU-Konvents an der Einset-
zung von Arbeitsgruppen festmachen, die rund
ein halbes Jahr lang Reformvorstellungen ent-
wickelten, die wesentlich zur inhaltlichen Aus-
richtung des Verfassungsvertrages beitrugen.
Die dritte Phase könnte man als die Formu-
lierungsphase bezeichnen, wobei es um die
Diskussion und Konkretisierung von Vertrags-
texten geht.
Die Konkretisierung der Vorschläge erfolgt
in einem iterativen Prozess. In der Regel wer-
den Textvorschläge in einem mehrstufigen Ver-
fahren konkretisiert, wobei Vorschläge vom
Präsidium bzw. vom Vorsitz erarbeitet werden;
diese werden dann relativ kurzfristig vor den
Plenartagungen bzw. den wöchentlichen bis
vierzehntägigen Treffen der Regierungs-
vertreterInnen im Falle der Regierungskon-
ferenzen verteilt, woraufhin diese Abänderungs-
vorschläge einbringen, die dann im Plenum dis-
kutiert werden. Der Vorsitz überarbeitet darauf-
hin seine Vorschläge, bis sich entweder weitge-
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hender Konsens abzeichnet oder klar wird, wo
sich Dissens verhärtet, den der Vorsitz dann im
direkten Kontakt mit den betreffenden
AkteurInnen aufzulösen trachtet. Damit kom-
men wir zu einer dritten Ähnlichkeit zwischen
Regierungskonferenzen und EU-Konvent.
Sowohl bei Regierungskonferenzen als auch
beim EU-Konvent sind die Kommunikations-
flüsse auf das Präsidium bzw. den Vorsitz aus-
gerichtet. Ohne eine solche Zentralisierung wäre
es auch schwer vorstellbar, wie die Vielzahl von
Positionen und Interessen auf ein Ergebnis hin
konvergieren könnten. Das heißt natürlich nicht,
dass es keine bi- oder multilateralen Kontakte
gäbe. Sie dienen in der Regel dazu, Positionen
im Vorfeld zu akkordieren, um ihnen mehr Ge-
wicht und Beachtung zu verleihen. Diese
Zentralisierung der Kommunikation gilt auch für
die Endphase der Beratungen in Regierungs-
konferenzen und im EU-Konvent, z.B. wenn es
darum geht, eine Kompromisslösung zwischen
scheinbar unversöhnlichen Positionen zu finden
oder die Bedingungen für die Zustimmung ein-
zelner AkteurInnen oder Akteursgruppen zu
bestimmten Regelungen auszuloten.
Sowohl Regierungskonferenzen als auch der
EU-Konvent stellen eine Mischung aus Deli-
beration und Verhandlung dar. Argumenta-
tion im Sinne der Suche eines auf Gründen ba-
sierenden Einverständnisses setzt auf Seiten der
AkteurInnen sowohl Handlungsfreiheit, Lern-
bereitschaft als auch eine verständigungs-
orientierte Einstellung voraus. Es gibt gute
Gründe anzunehmen, dass diese Voraussetzun-
gen bei einer größeren Anzahl von Mitgliedern
und in einer größeren Anzahl von Punkten im
Falle des EU-Konventes gegeben waren als bei
einer herkömmlichen Regierungskonferenz.
Dies ergibt sich aus der Mandatsgebundenheit
und dem diplomatischen Status der Regie-
rungsrepräsentantInnen bei Regierungskon-
ferenzen und der loseren Kopplung zwischen
Delegierten und entsendendem Organ im Falle
des EU-Konvents. Die Ausnahme von dieser
Regel stellen die aktiven Regierungsmitglieder
im EU-Konvent dar, die auch eine entscheiden-
de Rolle bei der Regelung der Institutionenfrage
und der Mehrheitsentscheidungen im EU-Kon-
vent gespielt haben. Dennoch kommt es auch
bei Regierungskonferenzen immer wieder vor,
dass Lösungen gefunden werden, die das bes-
sere Argument für sich haben bzw. als die bes-
te Lösung eines bestehenden Problems aner-
kannt werden. Doch ist bei Regierungs-
konferenzen der Erfolg der Deliberation ent-
scheidend davon abhängig, dass dieser Lösung
keine fixen und intensiven Präferenzen irgend-
welcher TeilnehmerInnen entgegenstehen. Um-
gekehrt kam es auch beim EU-Konvent vor al-
lem bei der umstrittenen Frage der Institutionen-
reform zu Verhandlungen im herkömmlichen
Sinne, wenn man darunter das Ausloten von
Kompromissformeln versteht, die auf Zuge-
ständnissen der beteiligten AkteurInnen beru-
hen, die sie auf Grund von Interessenab-
wägungen treffen und nicht auf Grund von
sachbezogenen Argumenten.
Die genannten Ähnlichkeiten erlauben es,
sowohl Regierungskonferenzen als auch den
EU-Konvent als politische Prozesse zu charak-
terisieren, die nicht nur auf einen Interessen-
abgleich zwischen souveränen Akteuren abzie-
len, sondern auf die wechselseitige Anpassung
und Angleichung von Perspektiven, Positionen
und Lösungen (Melchior 1998), was auch als
mainstreaming bezeichnet worden ist (Ober-
huber 2003). Eine solche Charakterisierung
zielt auf die Überwindung einer starren Gegen-
überstellung von deliberation und
bargaining als einander ausschließende
Merkmale (europäischer) Verhandlungen, ohne
die Grenzen und unterschiedlichen Logiken
beider zu verwischen. Vielmehr soll darauf hin-
gewiesen werden, dass Deliberation als ar-
gumentative Praxis und Aushandeln als
machtbasierter Tauschprozess flexibel
kombinierbar sind  in Abhängigkeit von in-
stitutionellen und prozeduralen Rand-
bedingungen, von situativen Konstellationen
und der Intensität von Präferenzen. So darf es
nicht verwundern, dass ein Streit über den
deliberativen Charakter des EU-Konvents
ausgebrochen ist (vgl. z.B. Höreth 2003; Mau-
rer 2003a). Eine empirische Bestandsaufnah-
me der Verhandlungsprozesse im EU-Konvent
kommt daher nicht umhin festzuhalten, dass in
most cases, the agreement was reached through
a mix of practical and logical arguing, threats
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and mutual concessions. But it cannot be denied
that, in many instances, the norms governing
the conventional process favored argumentati-
ve approaches which counterbalanced the
weight of classic bargains (Magnette 2003a,
22; 2004). Bei Regierungskonferenzen verhält
es sich umgekehrt. In der Regel kommen klas-
sische diplomatische Techniken wie der Aus-
schluss kontroverser Themen oder die Aus-
handlung von vagen Kompromissformeln zur
Anwendung, ergänzt um den halböffentlichen
Streit um nationale Vorteile im Rahmen von
Europäischen Gipfeltreffen der Staats- und
Regierungschefs, die am Ende von Regierungs-
konferenzen stehen und für den weit verbreite-
ten Eindruck eines Bazars nationaler Egoismen
verantwortlich sind. Dies ist jedoch nur ein
Ausschnitt aus einem kontinuierlichen Prozess
des Verhandelns nicht nur zwischen den
RegierungsrepräsentantInnen der Mitglieds-
länder, sondern einem immer dichter werden-
den Netz von AkteurInnen in ihrem Umfeld
(Closa 1998; Pfetsch 1998). Die Institu-
tionalisierung von Regierungskonferenzen und
ihre Einbettung in ein dichtes Geflecht von In-
teraktionen und Verhandlungen auf europäi-
scher Ebene hat eine Reihe von Konsequenzen
für den Verhandlungsverlauf. So existiert von
Anfang an eine ergebnis- und erfolgsorientierte
Haltung, die die Kompromissbereitschaft er-
höht. Die gute Kenntnis der Verhandlungs-
partnerInnen und ihrer Positionen erlaubt ein
gezieltes Agenda-Setting, das die Grenzen des
Zumutbaren für alle Beteiligten in der Regel
nicht übersteigt, was wiederum die Konsens-
bereitschaft erhöht und Raum für Argumente
schafft, um zwischen ähnlichen Alternativen
die beste zu finden. Und schließlich prägt das
gemeinsame Ziel, das Erreichte abzusichern,
die Effizienz und Effektivität der EU zu erhö-
hen und Pareto-optimale Lösungen zu finden,
den Verhandlungsverlauf (Lodge 1998).
Welches sind nun aber die Unterscheidungs-
merkmale zwischen Regierungskonferenzen
und dem EU-Konvent, die erklären können,
warum dem EU-Konvent eine präsumptiv hö-
here Problemlösungskompetenz zugeschrieben
werden kann, als man es von Regierungs-
konferenzen gewohnt ist?
6. Erfolgsbedingungen des EU-Konvents
1. Eine wesentliche Erfolgsbedingung des
EU-Konvents war die Übertragung von
Leitungsaufgaben auf ein Präsidium und einen
Konventspräsidenten (Closa 2003). Während im
Falle von Regierungskonferenzen der Vorsitz zu
strikter Unparteilichkeit verpflichtet ist und der
Erfolg seiner Vermittlungstätigkeit davon ab-
hängt, sich nicht zu positionieren, war es beim
EU-Konvent umgekehrt. Die starke Führungs-
persönlichkeit von Valerie Giscard dEstaing
beeinflusste den Fortgang der Beratungen in
mehrfacher Weise. Zum einen war ihm sehr
daran gelegen, den EU-Konvent zum Erfolg zu
führen, was aus seiner Sicht einerseits bedeute-
te, einen einheitlichen Entwurf vorlegen zu kön-
nen, den die anschließende Regierungs-
konferenz nicht würde ignorieren können, und
andererseits die historische Chance wahrzuneh-
men, der EU eine Verfassung zu geben. Da-
mit war er maßgeblich daran beteiligt, ein ho-
hes Anspruchsniveau im Konvent zu etablieren
und aufrecht zu erhalten.
Zum zweiten verstanden es der Präsident und
das Präsidium  trotz und vielleicht gerade we-
gen einer Reihe von schließlich überwundenen
Konflikten (Norman 2003a) , die Fäden in der
Hand zu behalten und doch genug Flexibilität
zu wahren, um den KonventsteilnehmerInnen
eine bedeutende Rolle in der Erarbeitung des
Verfassungsvertrages zukommen zu lassen. Die
Führung übernahmen der Präsident und das Prä-
sidium, indem sie die drei großen Arbeitsschritte
definierten; indem sie die Grundstruktur des
Verfassungsvertrages vorgaben, die Arbeits-
gruppen und deren Mandate definierten und
auch die Leitung der Arbeitsgruppen übernah-
men; indem sie entschieden, die Institutionen-
frage nicht in einer Arbeitsgruppe, sondern
lediglich im Plenum und erst gegen Ende des
Konvents zu diskutieren; oder in der Leitung
der Verhandlungen in der Schlussphase des
Konventes, als nach Kompromissen gesucht
wurde, die zwischen den verschiedenen Grup-
pen des Konventes und dem Präsidenten ver-
handelt wurden. Flexibilität zeigte der
Konventspräsident bei der Ausarbeitung der
Geschäftsordnung, als er Zugeständnisse mach-
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te, nachdem ihm autoritäre Ambitionen nach-
gesagt worden waren; in der nachträglichen Ein-
setzung von Arbeitsgruppen, die so nicht vor-
gesehen gewesen waren, wie z.B. diejenige zum
sozialen Europa; oder im Verzicht auf be-
stimmte Steckenpferde des Präsidenten, wie
etwa die Institutionalisierung einer Völker-
versammlung.
Schließlich gelang es dem Präsidenten und
dem Präsidium, trotz oder gerade wegen der
zahlreichen Konflikte mit Mitgliedern des Kon-
vents, ihre Autorität zu wahren. Dies ist des-
halb von Bedeutung, da der Konventspräsident
ja nicht nur eine Gestaltungsfunktion innerhalb
des Konvents wahrzunehmen hatte, sondern
auch eine Brückenfunktion zu den Regierungen
der Mitgliedstaaten innehatte. Diese Brücken-
funktion brachte dem Präsidenten des Öfteren
den Vorwurf ein, mehr auf die Regierungen zu
hören als auf den Konvent. Angesichts der nach-
folgenden Regierungskonferenz war die Be-
rücksichtigung der Positionen der Mitgliedstaa-
ten, die ja die Institutionenfrage außerhalb des
Konvents seit Jänner 2003 heftig diskutierten,
eine wesentliche Vorbedingung für die grund-
sätzliche Akzeptanz des vom Konvent vorge-
schlagenen Verfassungsvertrages.
2. Die Zusammensetzung des EU-Konvents war
für die interne Dynamik der Diskussion und die
Konsensfindung von entscheidender Bedeu-
tung. Während bei Regierungskonferenzen die
nationale Konfliktdimension dominiert, war sie
im Konvent mehrfach gebrochen. Die multi-
dimensionalen Loyalitäten erhöhten die Auto-
nomie der einzelnen Konventsmitglieder und
öffneten den Raum für die Suche nach pragma-
tischen Lösungen jenseits festgefahrener Ideo-
logien und Positionen. Die Präsenz von Regie-
rungs- und OppositionsvertreterInnen aus ein
und demselben Mitgliedstaat machte es schwie-
rig, eine einheitliche nationale Position zu de-
finieren und unterminierte von vornherein die
Berufung auf unhintergehbare nationale Inte-
ressen, die die Auseinandersetzungen in
Regierungskonferenzen zu dominieren pflegen.
Aus der Konstitutionslogik des EU-Konvents
ergab sich die zweite Loyalitäts- und Bezugs-
dimension der Konventsmitglieder, nämlich
bezogen auf die unterschiedlichen institutionel-
len Zugehörigkeiten. Dementsprechend gab es
die Gruppe der RegierungsvertreterInnen, die
Gruppe der EuroparlamentarierInnen und die
Gruppe der nationalen ParlamentarierInnen,
wobei die VertreterInnen der Europäischen
Kommission weniger als Gruppe ins Gewicht
fielen als auf Grund ihrer Verankerung im
Präsidium des Konvents. Diese Gruppen unter-
schieden sich im Hinblick auf ihre innere
Homogenität, wobei die nationalen Parlamen-
tarierInnen die heterogenste Gruppe bildeten,
gefolgt von den RegierungsvertreterInnen. Die
VertreterInnen der Kommission und des Euro-
päischen Parlaments bildeten die homogensten
Gruppen, die zugleich durch ihr institutionel-
les Eigeninteresse an der Stärkung des supra-
nationalen Charakters der Union geeint waren
und über die größte Expertise und Vertrautheit
mit den zur Debatte stehenden Fragen verfüg-
ten. Eine dritte Bezugsgruppe bildeten
schließlich die europäischen Parteiplattformen
wie die Europäische Volkspartei, die Sozial-
demokratische Partei Europas, die Liberale Par-
tei Europas oder die europäische Grünpartei.
Die Bedeutung dieser unterschiedlichen
Gruppenzugehörigkeiten zeigte sich etwa darin,
dass vor jeder Plenarsitzung sowohl fraktionelle
als auch institutionenbezogene Koordi-
nierungstreffen stattfanden als auch darin, dass
von allen diesen Gruppierungen Vorschläge für
die Gestaltung des Verfassungsvertrages einge-
bracht wurden, ebenso wie Vorschläge von
einzelnen Mitgliedern des Verfassungskon-
vents. Die multidimensionale Loyalitätsstruktur
verhinderte, dass eine einzige Konfliktlinie
dominant werden konnte und dass sich beste-
hende Konfliktlinien verhärteten. Die Kon-
ventsteilnehmerInnen sahen sich ständig ver-
anlasst, unterschiedliche Perspektiven einzu-
nehmen, was zugleich das Reservoir an mög-
lichen Optionen und Kompromissmög-
lichkeiten erweiterte. Deutlich wurde das z.B.
in der entscheidenden Endphase des Konvents,
als die Gegensätze zwischen den Regierungs-
repräsentantInnen in der Institutionenfrage den
Erfolg des Konvents in Frage zu stellen droh-
ten, und sich die große Mehrheit der parlamen-
tarischen VertreterInnen im Konvent hinter den
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Kompromissvorschlag stellten (Norman 2003b,
6).
Ein zweiter und unmittelbarer Effekt der
Zusammensetzung des Konvents ist der, dass
die institutionellen Interessen insbesondere des
Europäischen Parlaments und der nationalen
Parlamente in einem Maße berücksichtigt wur-
den, wie es im Rahmen einer Regierungs-
konferenz kaum vorstellbar wäre bzw. was
bisher von den Regierungskonferenzen auch
jedes Mal abgelehnt worden ist. Dabei wäre es
falsch zu meinen, dass sich dadurch die institu-
tionelle Balance entscheidend zu Gunsten des
Europäischen Parlaments oder gar der nationa-
len Parlamente verschoben hätte. Eine Parla-
mentarisierung der EU wurde weder angedacht
noch in die Wege geleitet. Der Kompetenzzu-
wachs des Europäischen Parlaments ergibt sich
aus der systematischen Anwendung des Prin-
zips der doppelten Legitimation der Europäi-
schen Union, das sich der Konvent zu Eigen
gemacht hat. Folgerichtig wurde auch die Rolle
des Ministerrats und des Europäischen Rates in
wichtigen Punkten aufgewertet, wodurch sich
die parlamentarische und die mitgliedstaatliche
Säule auch in Zukunft ausbalancierend gegen-
überstehen.
3. Die Öffentlichkeit der Beratungen unterschei-
det den EU-Konvent wesentlich von denjeni-
gen bei Regierungskonferenzen. Die Bereitstel-
lung aller Unterlagen (Eingaben und Stellung-
nahmen aller Konventsmitglieder, Hintergrund-
material des Sekretariats, Arbeitsunterlagen des
Präsidiums und der Arbeitsgruppen, Dokumen-
tation von Kontakten der Präsidiumsmitglieder,
etc.) per Internet und die Übertragung und Do-
kumentation der Plenartagungen  nicht jedoch
der Beratungen des Präsidiums und nicht aller
Arbeitsgruppensitzungen  garantierten die
Nachprüfbarkeit von Argumenten und der
Positionierung der TeilnehmerInnen im Hinblick
auf strittige Fragen in einem bisher nie
dagewesenen Ausmaß. Außerdem war der Kon-
vent bemüht, einen Dialog mit der Zivil-
gesellschaft über ein Online-Forum, Hearings,
die Abhaltung eines Jugendkonvents und De-
batten auf nationaler Ebene aufrechtzuerhalten
(Brown; Closa 2004). Auf Seiten der Sprecher
sollte sich die Sachbezogenheit und die Orien-
tierung an der Verallgemeinerbarkeit der vor-
gebrachten Positionen und Vorschläge erhöhen,
da sie mit einem kritischen Publikum rechnen
mussten, das ihre Äußerungen verfolgte und sie
gegebenenfalls auch zur Rechenschaft zog.
Die Öffentlichkeit der Beratungen hat
allerdings nicht zugleich die Involvierung der
Öffentlichkeit zur Folge. Allein die Fülle des
Materials und die Komplexität der Materie ma-
chen es lediglich für interessierte SpezialistInnen
möglich, sich im Dickicht der Informationen zu
Recht zu finden. Die JournalistInnen, die diese
Übersetzungsleistungen für das staatsbürgerli-
che Publikum übernehmen, werden die Debat-
te jedoch nur dann aufgreifen, wenn ein be-
stimmter Nachrichtenwert vorliegt, was in der
Regel nur dann der Fall ist, wenn grundsätzli-
che Konflikte auftauchen, die auch anschaulich
dargestellt und dramatisiert werden können.
Trotz umfangreicher Bemühungen seitens des
Konvents gelang es jedoch kaum, die breite
Öffentlichkeit für die Diskussionen innerhalb
des Konvents zu interessieren.
4. Im Unterschied zu Regierungskonferenzen
sind die Beratungen im Konvent von
Entscheidungslasten weitgehend befreit. Die
Trennung von Beratung und Entscheidung er-
möglicht es, von unmittelbaren tages- oder
parteipolitischen Handlungszwängen und poli-
tischen Verpflichtungen zu abstrahieren, grund-
sätzlichere Fragen zu stellen und systematische-
re Überlegungen anzustellen. Diese Entlastung
ist allerdings nur eine relative, da die Suche nach
Lösungen im Falle des EU-Konvents unter zahl-
reichen Beschränkungen stand. Dazu zählte
einerseits das Laeken-Mandat, das nicht nur
Fragen aufwarf, sondern auch bestimmte Er-
wartungshaltungen formulierte, an die sich der
Konvent gebunden fühlte, aber auch die Anti-
zipation der Reaktion der Adressaten des
Verfassungsentwurfes, die die Konvents-
teilnehmer dazu veranlasste, Realitätssinn zu
zeigen und ihre Aufgabe eher pragmatisch als
visionär anzugehen (Magnette 2003b).
5. Der letzte entscheidende Unterschied zu ei-
ner Regierungskonferenz und zugleich Erfolgs-
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bedingung für den EU-Konvent ist die so ge-
nannte Konsens-Methode. Das Vorliegen eines
Konsenses wird durch den Präsidenten festge-
stellt, wobei kein eindeutiges Kriterium vorge-
geben ist. Die einzige Bedingung ist, dass das
Ergebnis von der überwiegenden Mehrheit der
TeilnehmerInnen akzeptiert wird und dass der
Anspruch, dass ein Konsens vorliegt, nicht di-
rekt bestritten wird. Ein Konsens kann also auch
dann vorliegen, wenn einzelne TeilnehmerInnen
 wie auch geschehen  sich mit dem Ender-
gebnis nicht einverstanden erklären. Den Un-
terschied zwischen einer Regierungskonferenz
und dem EU-Konvent könnte man drastisch so
ausdrücken: Während bei einer Regierungs-
konferenz jeder ein Vetorecht besitzt, hat im
Konvent niemand ein Vetorecht. Das Fehlen
eines expliziten Vetorechts fördert eine kon-
struktive Haltung aller TeilnehmerInnen, weil
niemand darauf vertrauen kann, ein ihm nicht
genehmes Ergebnis letztlich doch noch zu Fall
bringen zu können. Zum anderen erhöht sich
dadurch der Spielraum des Präsidenten enorm,
da er es ist, der allein dazu berechtigt ist, nicht
nur festzustellen, dass ein Konsens vorliegt,
sondern auch, worin er besteht. Darin bestätigt
sich erneut die große Verantwortung, die auf den
Schultern des Präsidiums und insbesondere ei-
nes Konventspräsidenten liegt. Politisches Ge-
schick und Realitätssinn sind dazu ebenso von
Nöten wie Führungsstärke und Teamgeist  Ei-
genschaften, die man weder dekretieren noch
institutionalisieren kann. In diesem Sinne ist der
Erfolg des EU-Konvents  will man ihn denn
so bezeichnen , nicht das logische Resultat der
gewählten Methode, sondern das Ergebnis des
klugen Auslotens von Möglichkeiten und des
Ergreifens von Chancen, wenn sie sich boten.
7. Resümee
Unabhängig davon, welchen Maßstab man
an den EU-Konvent anlegt, muss der Verlauf
und das Ergebnis doch erstaunen, insbesondere
angesichts der Unwägbarkeiten und der Viel-
zahl der unbekannten Variablen, die am Anfang
dieses Experiments standen. Was sich im
Nachhinein als folgerichtig erwies, stand am
Beginn nur als (relativ unwahrscheinliche)
Möglichkeit im Raum. Ein wesentlicher Erfolg
des EU-Konvents liegt deshalb schon darin, dass
es ihm gelang, einen einheitlichen Verfassungs-
vertrag vorzuschlagen. Keine gering zu veran-
schlagende Leistung, wenn man sich den Ver-
lauf des Österreich-Konvents vor Augen hält.
Die Bewertung der inhaltlichen Qualität
des Verfassungsvertrages fällt zwiespältig aus.
Diejenigen, die sich einen Quantensprung in
der Entwicklung der Union entweder im Sinne
des Übergangs in eine bundesstaatliche Quali-
tät oder im Sinne der Demokratisierung durch
eine Parlamentarisierung der EU erwartet hat-
ten, werden enttäuscht sein. Vielmehr stellt der
Verfassungsvertrag eine nicht immer systema-
tische, aber doch konsequente Weiterentwick-
lung der Europäischen Union dar, die den
Integrationsprozess nicht zum Abschluss bringt,
ihm aber einen relativ stabilen Rahmen gibt. Die
neue Verfassung der Europäischen Union bringt
keine Revolutionierung der Verhältnisse, son-
dern stellt einen weiteren Schritt in der
Konstitutionalisierung der Europäischen Union
dar. Ob die Europäische Union auf diesem Wege
weiter schreiten wird, wird nicht zuletzt der
Ratifizierungsprozess zeigen.
Angesichts der aufgezeigten Vorzüge des
EU-Konvents gegenüber Regierungskon-
ferenzen könnte man geneigt sein, ihn zukünf-
tig nicht nur als Vorbereitungsgremium einzu-
setzen, sondern ihm auch die Letztverant-
wortung für Verfassungsänderungen zu über-
tragen. Unsere Analyse hat jedoch gezeigt, dass
gerade die Erfolgsbedingungen, die den EU-
Konvent gegenüber Regierungskonferenzen
auszeichnen, ihn als Ersatz für Regierungs-
konferenzen diskreditieren.
ANMERKUNGEN
1 Ein Beispiel für die Evaluation des Konvents anhand
des normativen Paradigmas der deliberativen De-
mokratie liefert Fossum und Menéndez im vorlie-
genden Heft.
2 Dazu zählten mit Stand März 2005 Spanien
(20.2.2005), Frankreich (29.5.2005), die Niederlan-
de (1.6.2005), Luxemburg (10.7.2005), Dänemark
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(27.9.2005), die Tschechische Republik, Irland,
Polen, Portugal und Großbritannien.
3 Die folgenden Ausführungen stützen sich auf eine
detaillierte Analyse des Verfassungsvertrages in
Melchior 2004.
4 Zu den Vor- und Nachteilen der unterschiedlichen
Varianten der Konsolidierung der Gründungs-
verträge vergleiche (Müller-Graff 2001; Müller-
Graff 2003).
5 Das kann als Kompensation dafür verstanden wer-
den, dass die genannten Integrationsschritte nun
ohne Verfassungsänderung durchgeführt werden
können, wodurch die nationalen Parlamente ur-
sprünglich hätten umgangen werden können.
6 Das Perikles-Zitat in der Überlieferung von
Thukydides hatte gelautet: Die Verfassung, die wir
haben  heißt Demokratie, weil der Staat nicht auf
wenige Bürger, sondern auf die Mehrheit ausgerich-
tet ist.
7 Erwähnt seien in diesem Zusammenhang ins-
besondere ein Schwerpunktheft der Zeitschrift In-
ternational Negotiation mit dem Titel Negotiating
the European Union (Vol. 3/3, 1998) und des
European Journal of Public Policy (Vol.9/1, 2002),
das sich mit den Entscheidungsprozessen im Rah-
men von EU-Regierungskonferenzen von der Ein-
heitlichen Europäischen Akte bis zu Nizza beschäf-
tigt.
8 Eine detaillierte Beschreibung der Operationsweise
des Konvents findet sich bei Oberhuber (in diesem
Heft) und Krzyzanowski 2003.
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